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energiſcher vrganiſcher Ausgeſtaltung zum ſozialen Volksſtaat.

die letztere Frage iſt Gegenſtand eingehender Prüfung der Regierung.

Arbeiter Angeſtellten und Beamten Nechnung getragen werden.
über ſinnloſe politiſche Streiks ſetzen das Schickſal der Arbeiter und ihrer Familien aufs Spiel und
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aus Weimar
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Ebert an das deutſche Volk Der erſte Mai als Nationalfeſttag geſetzlich feſtgelegt
Weimar, 15. April.

Reichspräſident Ebert richtet an die Nationalverſammlung folgende Oſterbotſchaft:

Die Nationalverſammlung als berufene Vertreterin des deutſchen Volkes hat am 10. April mit
45 ßer Einmütigkeit die Erwartung ausgeſprochen, daß die Reichsregierung nur einen Frieden der

erſtändigung und Verſföhnung zuſtimmt und jeden Vertrag ablehnt, der die Gegenwart und Zukunft
des deutſchen Volkes und der Menſchheit preisgibt. Jch begrüße dieſe Kundgebung als Bekenntnis des un
heugſamen Willens des deutſchen Volkes, daß der kommende Friede ein Frieden dauernder Verſtändigung
und Verſöhnung der Völker ſein ſoll, daß er ſomit auch Deutchland die Möglichkeit geben muß, dieſen Grundſatz

der Verſtändigung und Verſöhnnng dauernd zu beachten. Der Wille des deutſchen Volkes wird für die Reichs
regierung maßgebend ſein. Die Nationalverſammlung und die Reichsregierung arbeiten mit Hingabe und Energie
an der Erſüllung ihrer großen hiſtoriſchen Aufgabe: Friede, Brot, Arbeit und eine neue Staatsform für ein
großes Volk zu ſchaffen. Dieſe Aufgabe iſt ſchwer zu erfüllen, ſolange diejenigen, die es in der Hand haben, der
Veit den Frieden zu geben, ſich noch von dem Gefühl des Völkerhaſſes und der Rache beherrſchen laſſen

ind durch Hungerblockade und drohende Exiſtenzvernichtung das deutſche Volk zur Verzweiflung treiben. Be
reits vor fünf Monaten haben wir unter Annahme der Bedingungen unſerer Gegner die Grundlage für den Frie
densſchluß mit ihnen vereinbart. Wir erfüllten die ſchweren Aufgaben des Waffenſtillſtandes, löſten unſer Heer auf

und gaben die feindlichen Kriegsgefangenen heraus. Aber immer noch wird uns der Friede vorenthalten. Obgleich
wehrios und wirtſchaftlich am Ende, ſind wir durch die Blockade immer noch abgeſperrt, werden unſere Ge
ſangenen immer noch in Feindesland zurückgehal ten. Das iſt gleichbedeutend mit Fortſetzung des

Krieges, eine Belaſtung, wie ſie wohl noch kein Volk zu beſtehen hatte. Wir haben alles getan, um bei unſeren
Feinden den Friedensſchluß zu erreichen, um unſer Volk von dieſer unerträglichen Qual zu beſreien. Die Ver x

antwortung für alle Folgen, die ſich aus der Fortdauer des jetzigen Zuſtandes für uns und für das übrige
Europa und letzten Endes auch für die ganze Welt ergeben müſſen, fällt ſomit auf ſie. Dies mögen ſich unſere Gegner

in zwölfter Stunde vor Augen halten.
Friedliche Arbeit und Brot für das neue Deutſchland zu ſchaffen, iſt aber auch unmöglich, ſolange Teile

wſeres eigenen Volkes im Kampfe verharren, der unſer ſchwer darniederliegendes Staats und Wirtſchafts
eben vollends zu vernichten droht. Wohl iſt viel geſündigt worden am deutſchen Volke in vier ſchweren Kriegsjahren.
darum iſt es unſere erſte Pflicht, zu verſtehen, zu helfen und zu beſſern. Aber der Drang der Maſſen nach Menſch

ſeit und Menſchenwürdigkeit iſt keine Entlaſtung für eine Handvoll führender Unruhſtifter, die plan-
wäßig den Ausban der deutſchen Republik zu ſtören tracht ten. Das neue Deutſchland ſoll aufgebaut werden im Wege

s un o Den wirtſchaftlichen und ſozialen Jnter-cſenvertretungen ſoll ein dauernder Einfluß auf die Geſtaltung des Staatslebens eingeräumt werden. Beſonders

e Aber das neue Deutſchland kannnicht geſchaffen werden durch einen radikalen Sprung ins Dunkle, der ſicher ein Sprung in
den Abgrund wäre. Die bolſchewiſtiſche Diktatur einer Minderheit des Proletariats würde den Jnduſtrie-
ſiaat Deutſchland ſicher in wenigen Monaten ruinieren. Selbſtverſtändlich muß den berechtigten Forderungen der

Dafür wird die Regierung ſich immer einſctzen.

müſſen zur Verelendung führen. Deshalb gebietet uns das Lebensintereſſe unſeres Volkes, dieſen Beſtrebungen mit
ilen Kräften entgegenzutreten und gegen Gewaltakte terroriſtiſcher Elemente entſchieden einzuſchreiten. Ein ſchleu-

niger Friede nach außen, fußend auf der Grundlage der Verſtändigung und des Bundes aller
Lölker, iſt für uns die Lebensfrage. Aber nicht weniger beruht unſere Rettung vor dem Untergang auf der Not
vendigkeit von dem Frieden und der Arbeit im Jnnern. Darum wende ich mich in dieſer ernſten Stunde an unſer
)eutſche Volk in allen ſeinen Schichten mit der mahnenden Bitte: laßt von der Selbſtzerfleiſchung ab,
äberwindet euch, tut die Augen vor dem Abgrund auf, ar beitet! Und Sie, die Abgeordneten unſeres Volkes,
itte ich, wohin Sie auch gehen, während der Pauſe, die heute in Jhren Beratungen eintritt, wirken Sie
iberall für den Frieden und für die Arbeit. Unſer Vaterland, unſer neues Deutſchland darf nicht zu
handen werden.

ſein Endſtadium gebracht werden.
tag mit Deutſchland gehört, würde auf dieſe Weiſe erlediat ſein,

n
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Die Löſung iſt nahe!
Eine Erklärung Wilſons Am 25. April

in Verſailles
Paris, 15. April. (Reuter.)

Präſident Wilſon gab geſtern abend als Wortführer
des Liererrats folgende Erklärung ab: Angeſichts der Tat

ſache, daß die Fragen, die bei dem Frieden mit Deutſchland ge
regelt werden müſſen, der vollſtändigen Löſung ſo nahe

gerückt ſind, daß ſie jetzt ſchnell durch den erwarteten Prozeß
der Fertigſtellung des Entwurfes gehen können, beſchloſſen die

jenigen, die am längſten Über dieſe Fragen berieten, anzuraten,
daß die deutſchen Bevollmächtigten eingeladen werden,
mit den Vertretern der aſſoziierten kriegführenden Nationen
am 25. April in Verſailles zuſammenzukommen. Dies
bedeutet nicht, daß die Beratung über alle Fragen, die mit der
Regelung des allgemeinen Friedens zuſammenhängen, unter
brochen oder daß die Beratung dieſer Fragen verzögert wird.

VNan erwartet im Gegenteil, daß jetzt bezüglich dieſer Fragen
ein ſchnellerer Fortſchritt gemacht wird, ſo daß man

augenblicklich auch erwarten darf, daß ſie für die Endregelung
bereit ſein werden. Man hofft, daß man in den Fragen, die
Jtalien am unmittelbarſten berühren, beſonders in der adria
tſchen Frage, jetzt zu einer baldigen Verſtändigung gelangen
wird. Der adriatiſchen Frage wird zeitlich vor anderen Fragen
der Vorrang gegeben und das feſtländiſche Problem in

Was ſpeziell zu dem Ver-
während gleichzeitig alle anderen Regelungen entſprechend for
muliert werden. Es wird anerkannt werden, daß, trotzdem
dieſes Verfahren eingeſchlagen werden muß, alle Fragen in der
augenblicklichen großen Regelung Teile vom Ganzen ſind.

Amſterdam, 15. April.
Algemeen Handelsbhad“ wird aus Paris gemeldet, daß die

des linken Rheinufers zeitlich begrenzt, die Abrüſtung
eine dauernde ſein wird. Es

ob ſche Truppen ſich an der Beſetzung
Dagegen iſt es weniger auch ame-derdaran deilnehmen. ſt rdieſer Frage Befriedigt, vorausgefetzt,

eine militäriſche Konvention zu defenſivem Zweck zwiſchen Ame
m 33 r abgeſchloſſen wird, die in Kraft

veten ſoll, ſo Deutſchland ſich n die AusführunFriedensbedingungen auflehnt. ſk wen 4 ſehrung dor

Haag, 15. April.
Aus Paris wird berichtet, daß man die Ankunft der

deutſchen Delegierten am Donnerstag, den 24. April,
erwartet. Die Bevollmächtigten ſollen auf eigene Koſten in
einem Nebengebäude des Hotels „des Reſervoires“ wohnen,
während ihre BVegleiter im Hotel „Vater“ untergebracht werden.
Sie ſollen militäriſche bewacht werden,
fremden Perſonen in Berührung kommen. Sobald die Be
dingungen endgültig feſtſtehen, werden ſie den Staaten,
die direkt daran intereſſiert ſind, wie Belgien, Polen und den
TſchechoSlowaken mitgeteilt werden. Die anderen alliierten
Staaten, die keine gemeinſamen Grenzen mit Deutſchland haben,
werden die Vorfriedensbedingungen erſt in dem
Augenblick des Unterſchreibens kennen lernen. An
dieſer Sitzung werden alle Staaten teilnehmen, die mit den Zen
tralmächten die Beziehungen abgebrochen haben. Man glaubt,
daß die Beſprechungen nur von kurzer Dauer ſein werden und
daß die Unterſchriften Mitte Mai geleiſtet ſind.

w.

Iſt der Völkerbund mißglückt?
Rotterdam, 15. April.

„Nieuwe Rotterdamſche Courant“ meldet aus Paris, daß
die ganze Pariſer Preſſe der Anſicht ſei, daß der
Völkerbund als mißglückt zu betrachten ſei,

„Het Nieuwe van den Dag“ ſchreibt zur Veröffentlichung
der Statuten des Völkerbundes: Dieſer Bund ſei
niemals das, was ſein Name bedeute. Er ſei kein Bund
der Nationen, nicht der Bund, der verſprochen worden ſei. Der
Bund ſei ein trauriges Unfähigkeitszeugnis, das die in Paris
verſammelten Staatsmänner ſich ſelbſt ausgeſchrieben. Jn den
fünf Monaten feit Abſchluß des Waffenſtillſtandes hätten dieſe
Staatsmänner nichts weiter ald Sorſchriften fertig gebracht, von
denen kein ehrlich denkender Menſch annehmen könne, daß ſie

damit ſie mit keinen

bei ernſten Konflikten in Zukunft den Frieden verbürgen könnten,
und in denen vorläufig noch die Macht über das Recht gefetzi
wird. Dieſer Bund ſei ein Bündnis zwiſchen einigen Nationen,
die jetzt die Macht in Händen hätten. Es ſei daher ſehr ärger-
lich, daß die Staaten, die im Kriege neutral blieben, jetzt ge-
zwungen würden, an dieſem Bunde „der der Machtſtellung der
Sieger Beſtändigkeit verleihen müſſe, teilzunehmen, obwohl die
Neutralen über die Formen und Einrichtungen des Bundes nur
nebenher und der Form halber um Rat gefragt worden ſeien
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Weltfeiertag
Alles Chriſtliche macht den Revolutionären ſtets

Pein; am liebſten möchten ſie es mit Stumpf und Stiel
ausrotten. Sogar der chriſtliche Kalender, unſere Zeit-
rechnung, hat einſt daran glauben müſſen, als die fran-
zöſiſche große Revolution die Welt umſchaffen wollte. Da-
mals wurde der Sonntag abgeſchafft, an Stelle
der Woche die Dekade geſetzt, alſo erſt an jedem zehnten
Tage gab es Arbeitsruhe. Das erwies ſich als phyſiologiſch
unzuträglich. Der Körper auch der roteſten Sansculotten
verlangte am ſiebenten Tage nach Ausſpannung und nach
dem reinen Hemd. Um die Kräfte der Nation nicht zu
ruinieren, mußte alſo der alte bibliſche Sonntag wieder
eingeführt werden.

Nächſt dem Chriſtlichen iſt alles Nationale für
die Umſtürzler ein Pentagramma, ein Drudenfuß, der ſie
wie den Teufel ſchreckt. Das Sedanfeſt der „Mords
patrioten“ iſt von der deutſchen Sozialdemokratie ſtets be
kämpft worden. Nun ſind unſere Roten nicht etwa aus
Friedensliebe gegen jedes Blutvergießen geweſen, der
alljährliche Geſchichtskalender des „Vorwärts“ verherrlichte
alle Monarchenmorde. Man ſieht es auch in unſeren
Tagen, wie wenig der Umſturz Gewalttaten ſcheut. Der
ſogenannte „Kriegsminiſter“ in Sachſen, ſeines Zeichens
ein ſozialdemokratiſcher Agitator, der zwar Bureaufolda:
in der Heimat, aber nie im Felde geweſen iſt, iſt ja eben
erſt von roten Umſtürzlern erſchlagen worden. Die ganz
„echten“ Umſtürzler, die Bolſchewiſten, gehen noch beſtiali-
ſcher vor, ermorden unterſchiedslos, was ihnen in die
Hände fällt. Unſere in Mitau einrückenden Soldaten fan
den dort die Leichen zu Hauf; mehr als 300 Familien ſind
dort abgeſchlachtet worden, mit allen Frauen und Kindern,
und einer Gräfin Keyſerlingk hatte man vorher Arme und
Beine abgehackt.

Es iſt alſo ein blutiger Spott, wenn die Sozialdemo-
kratie jetzt gleichzeitig in der preußiſchen und in der deutſchen
Nationalverſammlung den 1. Mai als „Weltfeier-
tag“ geſetzlich feſtzulegen beantragt hat. Urſprünglich
war die Maifeier eine internationale Demonſtration für
den achtſtündigen Arbeitstag. Der iſt in Deutſchland durch-
geſetzt. Das weitere Feiern an dieſem Tage wäre alſo ſinn-
los. Aber die Sozialdemokratie will immer noch „demon-
ſtrieren“, will ihre ſogenannte Weltanſchauung dem übrigen

Volke einhämmern und den großen Agitationstag des Um-
ſturzes fortan mit Staatshilfe verewigen.

Da ſie weder in Preußen noch im Reiche die Mehrheit
hat, konnte ſie nicht wagen, die Abſchaffung der chriſtlichen
Hauptfeſte zu beantragen; ſo will ſie denn wenigſtens die
nationalen Feiern, Sedan und Kaiſersgeburtstag, durch
ihren Mairummel erſetzen. Jn Bayern hat man auch den
9. November und 7. April zum geſetzlichen Feiertag erklärt
weil an dem einen Tage das deutſche Kaiſertum, an dem
anderen die bayeriſche ſozioliſtiſche Republik, dieſe zugunſten
der kommuniſtiſchen, geſtürzt worden iſt. Hätte die vom
roten Wahnſinn ergriffene Heimat nicht unſer Feldheer
„von hinten erdolcht“, hätten wir den Feldzug bis zum
nahen Siege durchgehalten, ſo wäre vielleicht der Tag der
Skagerrakſchlacht als die große Völkerwende an die Stelle
des Sedantages bei uns getreten. Jetzt fehlt nicht viel
und man dekretiert, daß wir den ſchrecklichen November-
morgen feiern ſollen, an dem die deutſche Hochſeeflotte un
beſiegt und kampflos den Engländern ausgeliefert wurde.
Dieſen „Weltfeiertag“ würde die Entente gern mitmachen;
es bedarf nur einer Anfrage.

Der Mehrheit des deutſchen Volkes wird man über-
haupt ſchwerlich beibringen können, daß wir Grund zum
Feiern hätten. Nicht Feier, ſondern Arbeit und Buße tut
uns not. Sollte uns wirklich einmal ein roter Feſttag auf-
gezwungen werden, ſo wollen wir es damit machen, wie es
die alte chriſtliche Kirche mit den heidniſchen Feſten gemacht
hat, die zu chriſtlichen wurden. Des deutſchen
Volkes Bußtag ſoll es ſein. Bis wir eines Tages
aus der Schmach wieder erhöht werdan und von nauew
Gnade finden vor dem Weltenrichter.



Nee den 1. Mai

Der geheiligte erſte Mai
Deutſche Nationalverſammlung

Weimar, 16. April.
Jn der heutigen Sitzung der Nationalverſamm-

ung wurde der Geſetzentwurf betreffend Feſtlegung des
Mai als Nationalfeiertag in der Faſſung des ſozial

demokratiſchen Abänderungsantrages in namentlicher Ab-
ſtimmung mit 161 gegen 86 Stimmen bei 10 Stimmenthaltungen
in allen drei Leſungen angenommen.

Nach Grledigung einiger n die erſte Lefunder Vorlage zur ſtlegung des 1. Mai als Kational“
feſt tag. Nach der Regierungsvorlage ſollke der 1. Mai zum
allgemeinen Nationalfeſttag erhoben werden. Hierzu beantragen
die Abgeordneten von Payer (Dem.) und Müller- Breslkau
(Soz.) eine Aenderung, daß ein allgemeiner Feiertag ein
geführt wird, für den der Charakter eines Weltfeiertages
erſtrebt wird. Jn dieſem Jahre wird der 1. Mai gefeiert. Die
Unabhängigen beantragen, auch den 9. November zum all
gemeinen Feiertag zu machen.

RNeichsminiſter Dr. David: Wir fordern einen allge
meinen Feiertag, der den hohen Jdeglen des interngtio-
nalen Arbeiterſchutzes und des Weltfriedens Be
weis ſein ſoll und daß dieſer Feiertag ein Weltfeiertag werde.
Als geeigneter Tag hierfür wird der 1. Mai in Vorſchlag ge
bracht. Der 1. Mai iſt ein uralter Naturfeſttag. Ein hohes
Kulturidegl ſoll hineingelegt werden: Die Befreiung von der
Fron einer übermäßigen Arbeitszeit, der Vorausſeßung eines
Kulturdaſeins. Eine hohe, ſittliche Jdee wurde
mit der Forderung dieſer Begrenzung der Arbeitszeit gegründet.
Die Arbeit iſt für die menſchliche Geſellſchchaft eine ehexne Not-
wendigkeit. Alle men beruht auf der Arbeit.

ie darf nächt

Verſklavung.
Die Revolution hat der deutſchen Arbeiterſchaft mit

einem Schlage die Erfüllung ihrer Forderung betreffend die
gekürzte Arbeitszeit gebracht, aber die Errungenſchaft
muß, wie alle ſozialpolitiſchen Forderungen, auch inter
national geſichert werden. Die

wirtſchaftliche vnkurrsnz zwiſchen den Völkern

erheiſcht daß auch bei den anderen Völkern die gleichen
Schritte getan werden. Daber fordern wir die internationale
Feſtlegung des Achtſtundentages und der geſamten Arbeiterſchutz
Geſetzgebung auf der Friedenskonferenz. (Beifall bei den Sozig-
liſten.) Wir befinden uns im Einklang mit der ſozig
Iiſtiſchen Arbesterſchaft, auch in den Ländern der
Entente. Der 1. Mai, bisher ein Kampffeiertag der
Proletarievarbetterſchaft, ſoll nun ein allgemeiner Volks
feiertag werden. Noch werden erbitterte Kämpfe geführt
gen Parteien und Schichten in unſerem Volde, aber der ernſte
Wille, auf der neuen politiſchen Grundlage die Gegenſätze
zu überwinden, ſollte von allen Seiten gefördert und am 1. Mai
rn Ausdruck gebracht werden. Zuſtimmung bei den Sozig
iſten.) Ein in dieſem Geiſte gefeierter 1. Mai wäre ein Volks

feiertog im edelſten S inne des Wortes, und noch ein weiteres
Jdeal will der 1. Mai, das Jdegl einer dauernden Ge
meinſchaft der Völker. Auch dafür hat die Arbeiter
haft aller Länder ſeit Jahrgehnten am 1. Mai demonſtriert.
Ausgehend von der Erkenntwis, daß der Krieg ein welt
widriges Mittel zur Austragung von Konfſlikten zwiſchem

ö iſt, und getragen von der Ueberzeugung, daß die
Volksmaſſen in allen Ländern gleich n an der Siche-

nung des Friedens intereſſiert ſind, hat die Arbeiterſchaft
Hriegsprediger und Kriegsintereſſenten bekämpſt. Tot iſt alle
iegsromantik. (Sehr wahr!) Die Lehre, daß der

ein verjüngendes Sthahlbad für den Volkskörper ſei, iſt als
Lüge anerkannt, auch die Behauptung. daß der Krieg eine
ſittliche Erneuerung der Volksgemeinſchaft berbeiführe.
(Sehr wahr bei den Sozioliſten.) Das Gegenteil von dieſem ift
wahr, und zwar
phyſiſche Schwächung und eine furchtbare ſittliche Verwilderung

ſind die Folgen des Krieges. (Lebhafte Zuſtimmung
links.) Kant hatte recht, als er ſagte: der Krieg mehr böſe
Men ſchaffe, als er hinwegnimmt. Die lebende Gene
ration, die draußen oder in der Heimat dieſen Krieg erlebt
hat, will keinen Krieg mehr. Sie will aber auch, daß
öhwe Kinder und Kindeskinder vor ähnlichen Kataſtrophen
bewahrt bleiben. Das deutſche Volk iſt einig, mit ſeinem
Willen keinen Krieg mehr Anders ſteht es freilich
noch mit den ſiegr Völkern. Dort find Machtpolitiker
an der Arbeit. Wir ſehen ja an der heutigen Nachricht von dem
Saarbecken, mit welchem Plan ſich unſere Gegner tragen.
Gegen ſolche Pläne proteſtieren wir einmütig. Würden
dieſe Pläne durchgeſetzt, ſo wäre ein andanernder Welt
friede unmöglich. Nur auf der Grundlage eines gerechten,
auch für das deutſche Volk annehmbaren Friedens, kann die Ge
währ für einen Dauerfrieden geſchaffen werden, das ſoll
am 1. Mai als der entſchloſſene Wille des geſamten deutſchen
Volkes allen Feinden eines dauernden Völkerfriedens zum Be
wußtſetn gebracht werden. iſt die weltgeſchichtliche
Jene Der Krieg hat Bankerott gemacht für alle
Zeiten.

Abg. Ehrhardt (Ztr.): Wir ſind ſelbſtverſtändlich für ſoziale
und politiſche Fortſchritte, für einen gerechten Frie
den und für baldige Befreiung der Kriegsgefangenen Eine andere Frage aber iſt es, ob man dazu
einen Feiertag einführen muß, und ob die gegenwärtige Zeit
überhaupt dazu geeignet iſt. Weite Kreiſe unſeres Volkes ſind
angeſichts der Lage, in der wir uns befinden, der Anſicht, daß es
zweckmäßig wäre, einen Trauer- und Bußtag einzuführen, durch
den unſer Volk auf den furchtbaren Ernſt der Lage
hingewieſen wird. Die große Mehrheit meiner Parteifreunde iſt
nicht in der Lage, dem Abänderungsankrag zuzuſtimmen.

Abg. Dr. Pachnicke (Dem.): Mit unſerem Antrage nehmen
wir dem Tage den Charakter eines Kampftages, den er früher
hatte. Auf welchen wir dieſe Feier verlegen, behalten wir
uns vor. Für das laufende Jahr iſt der 1. Mai die rechte Zeit.
Da kann das ganze Volk ſe zu erkennen geben, welchen
Frieden es will. Lieber wäre es uns geweſen, es hätte des
Abänderurigsantrages nicht erſt bedurft. Wir dürfen erwarten,
daß unſere Regierung in Zukunft, ehe fie in wichtigen Fragen
ihre letzte Entſcheidung faßt, die Mehrheitsparteien zur
Mitarbeit heranzieht.

Abg. Dr. Költzſch (diſchn.): Jch bitte dringend davon abzu
um National-Feiertag zu erheben. Die

r des 1. Mai iſt lehten Endes eine politiſche und eine
ulturfrage. Sie kennen unſere Weltanſchauung, Sie

kennen die Ziele, die wir immer ge haben und jetzt noch
haben. Jch möchte Sie (nach links) dringend davor warnen, in
dieſem empfindlichen Punkte uns anzugreifen und zu ver
wunden, wie es leider ſchon von der Eröffnung der Natijonal-
verſammlung an ſo oft hier geſchehen iſt. Es wirkt auf uns
im höchſten Grade erſtaunlich, daß man in dieſer Zeit einen

einführen will. Das Volk kommt aus dem
eiern ja gar nicht heraus. Ein Streik folgt demanderen. Millionen von Arbeitsſtunden, ja von Arbeitstagen

und

in dieſer Zeit dem
uzwingen? (Sehr wahr
icht einen neuen
eher einen Trauer

Wir halten es

B.
Feiertag brauchen wir
tag Järmende Zurufe bei den

bringt dem Geſchichtsſchreiber immer neue Momente.

ag der iſchwarz bſicht, ihn zu einem Feiertag zu machen, bedeutet im Zuſammenhang mit dieſer Vorlage
eine Herausforderung an die ganze bürgerliche Geſellſchaft.

(Beifall rechts.) Wir wollen uns die Hoffnung nicht rauben
laſſen, daß es einmal zu einer großen Völkerfamilie
kommt, aber ſie kann nur aufgebaut werden aufchriſtlicher
Grundlage, und bis jetzt haben wir mit dem Jnternationa-
lismus nur die allertrübſten Erfahrungen gemacht. Sie wollen
die ganze Welt verbeſſern, und können das eigene Haus nicht kiſten
halten. Jeder chriſtliche Feiertag iſt ein Ehrentag
für die Arbeit, ein Aufatmen, ein Kräfteſammeln für neue
Arbeit. Aber aus Wutgedanken heraus gegen unſere
chriſtlichen Feiertage ſoll der 1. Mai gefeiert werden. Die
Sozialdemokratie hat hier alle bürgerlichen Parteien geren ſich.Jch weiß nicht, ob in dieſem Hauſe ein chri tlich denkender Mann

für den Antrag ſtimmen kann. Jch rede nicht, um aufzureizen,
ich bitte Sie nur, überſpannen Sie den Bogen nicht. („ab“ bei
den Sozialiſten Halten Sie Maaß. Sie ſind jetzt die
Sieger, Sie können es nicht bleiben, wenn Sie nicht die Ge
ſchloſſenheit des Volkes erhalten. Wir lehnen den An
trag ahk und bitten Sie, ſich auf unſere Seite zu ſtellen. (Leb
hafte Zuſtimmung bei den bürgerlichen Parteien, Ziſchen bei
den Sozialiſten.)

Abg. Haaſe (U. S.): Die Arbeiter in England, Frank
reich und Jtalien ſind mit uns für Völkerverbrüde-
rung und Völkerverſöhnung und werden mit uns den
t. Mai feiern. Wird unſer Antrag abgelehnt, dann ſteht die
Nationalverſammlung der Revolution verſtändnislos und feind-
lich gegenüber.

Reichsminiſter Dr. David: Der Vorſchlag, den 9. No
vember ebenfalls zum Feiertag zu machen, erſcheint ver
früht. Wenn der Abgeordnete Költzſch die chriſtlich Denken
den in dieſem Hauſe zur Ablehnung des Geſetzes auffordert, ſo
iſt es mir nicht klar, inwiefern die Lehren und Forderungen des

im Gegen ſag befinden zu den grzzeren Geld ſum me ins Ausland geflüchtet, eChriſtentums ſich
Jdealen, denen dieſer Maifeiertag gewidmet ſein ſoll. Jch bitte

dieſelbe Toleranz gegen
Andersdenkende Jhnen

Wir

Sie (nach rechts), üben Sie
Andersdenkende, die
beweiſen.

Abg. Dr. Mittelmann (D. Vpyt.):

Bürgertums. Wir bedauern, daß
dieſem Falle eine Politik kreibt, die ihren Ausgangspunkt nimmt
von der Rückſicht auf die Straße.
der ganzen Geſchichte feſtzuſtellen, wer aus den bürgerlichen

Abg. Hildenbrandt (Soz.): Eine Ablehnung
würde den innerpolitiſchen Frieden nicht herbei-
führen. Sie würde vielleicht ein Signal werden, den 1. Mai
nun erſt recht zu feiern.

Jn der Abſtimmung wird der Antrag der An
abhängigen gegen die Stimmen der Antragſteller abge
lehnt. Der Antrag Payer- Müller
Stimmen der beiden ſozialdemokratiſchen Fraktionen, eines
Teiles der Demokraten und einiger Zentrumnsabgeordneter an
genommen.

Jn der dritten Beratung wird der Antrag Payer-
Müller in namentlicher Abſtimmung mit 161 gegen 86 Stim-
men bei 10 Stimmenthaltungen angenommen. Davauf wird
das Ermächtigungsgeſetz in der Ausſchußfafſſung an
genommen. Es folgt die zweite Leſung des Kali-
geſetzes. Der Ausſchuß hat die Regierungsvorlage mit der
Aenderung angenommen, daß ſpäteſtens bis 1. Mai 1920 eine
Regelung der
folgen muß.
arbeitung des Räteſyſtems in den Kalibau vor. Die Vorlage
wird nach kurzer Debatte in zweiter und dritter Leſung gegen
die Stimmen der Deutſchnationalen
genommen.
mann eine Oſterbotſchaft des Reichspräſidenten.
Der Verleſung folgt Beifall. Das Haus geht dann in die
Oſterferien.
mächtigung, Tag und Tagesordnung der nächſten Sitzung
zu beſtimmen. Schluß 3 Uhr.

Der Eieraufſtand der Heidelberger
Belagerungszuſtand und Militär

Heidelberg, 15. Ap
Jufolge Eiermangels entſtanden heute Uknhen

unter den Frauen. Es kam zu derartigen Tumulten, daß der
Belagerungszuſtand verhängt und Militär herbei-
gerufen werden mußte. Es wurden verſchiedene Verhaf
tungen vorgenommen. Am Mittag war die öffentliche Sicher-
heit wieder hergeſtellt.

Alles wegen der Oſtereier? Eier- Tumulte und Eier-Be-
lagerungszuſtand, Eier-Offenſiven und abgeſchlagene Stürme.
Die Heidelberger müſſen gut gelebt haben, wenn ſie die fehlenden
Eier in eine ſolche Wut bringen konnten, die man nur Sparta-
kuden zutraut. Wenn man in Mitteldeutſchland wegen des
Eiermangels Aufſtände inſpirieren wollte, dann würde der Be
lagerungszuſtand überhaupt kein Ende mehr haben.

Hungerrevolte iſt die Heidelberger Eieroffenſive nicht zu nennen.
Was iſt ſie denn? Soll Spartakus hinter den Eiern ſtecken
Nach der Theorie der Rätediktatur iſt jedes Mittel genehm, um Recht, die Transporte zu verbieten. Die Alliierten hatten der
ſeinen Willen durchzufetzen, und da der Hausfrauen Liebe durch
den Magen des Mannes gehen ſoll, ſo wäre der Gedanke an ſich
gar nicht abſurd und dumm, aus Eiermangel einen Regierungs-

ſturz einzuleiten. 9
Der Münchener Bahnhof in Flammen

Heftige Kämpfe um die Herrſchaft.
(Von unſerem x-Sonder berichterſtatter

München, 15. April.
Alle heute aus München hierher gelangten Nachrichten

beſagen, daß ſich die Lage von Stunde zu Stunde ver-
ſ[chlimmert. Jn den Straßen tobt ein Kampf
wiſhen den regierungstreuen Truppen und

ommuniſtiſchen Soldaten, denen ſich annähernd
10000 Arbeiter angeſchloſſen haben. Die Spar-
takiſten haben den Hauptbahnhof als militäriſchen Stütz-
r ausgebaut. Um ihn wird ein heftiger Kampf ge
ührt.

Nach Meldungen aus Bamberg ſchreitet die Aktion
der Regierung gegen München erfolgreich fort. Viele
r e ilones haben ſich den Regierungstruppen an
geſchloſſen.

Nach neuen Meldungen iſt der Münchener Bahn
of in Brand geſchoſſen und ſteht in Flammen. Einzel
eiten darüber liegen noch nicht vor.

r. M betrachten dieſes
Geſetz als eine Herausforderung des ganzen deutſchen

die Regierung auch in

Wir beantragen
nomentliche Abſtimmung, um vor dem ganzen Lande und

wird mit den

Materie durch ein Bundesratsgeſetz er
Von den Unabhängigen liegt ein Antrag auf Ein-

der Nationalverſommlurrg

n und Unabhängigen an
Hierauf verlieſt Miniſterpräſident Scheide-

Präſident Fehrenbach erhält die Er- MülkerBresſan,

dierenden der alliierten Streitkräfte eingeholt werden.
Die Zeit

Eine
hörden.

Treu zu Hoffmann
Augsburg, 15.

Der bayeriſche Volksſchulverein veröffentlicht eine Kun,
gebung der bayeriſchen Lehrerſchaft, die ſich darin geſchloſſen
hinter die Regierung Hoffmann ſtellt.

Nach einem Telegramm der Stadtkommandantur Nenhln
hat Kempten ſich heute der alten Regierung angeſchloſſen.

Gegen die ſächſiſchen Spartakuden
(Von unſerem Xx-Sonderber ichterſtatter)

Leipzig, 15. April.
Die Regieru eht jetzt energiſch gegen die Spavor. In g rn bei Dresden, das ganz unter da

Einfluß des kommuniſtiſchen Lehrers Rühle ſteht, wurde der
Arbeiterrat verhaftet. Weitere Verhaftungen von KHom,
muniſterr in Dresden und Leipzig ſollen bevorſtehen.

Die Bankbeamtenſtreiks im Reiche
Hamburg, 15. April

Jn den Einigungsver handlungen zwiſchen den
Direktoren der hieſigen Ban ken und Vertretern der Banf,
beamtenverbände ſtimmten die Bankleitungen dem
ſhlage zu, das Mitbeſtimmungsrecht der Angeſtellten in ug
auf Kündigungen und Angeſtelltenfragen von heute ab bis zur
Regelung durch Reichstarif, Reichsnotgeſetz oder eine für da
Reich giltige Vereirbarung der Berliner Großbanken qu,
zuerkennen. Damit kann der Streik der Bankbeamten als ab.
gewendet gelten. Jn Betriebsverſammlungen der Nord,

deutſchen Bank und der Kommerz und Diskontobank erklärte ſch
die Mehrzahl der Angeſtellten gegen den Streik

Das Ende der Wendenherrlichkeit
(Von unſerem ht-Sonder berichterſtatter

Bautzen, 15. April.
Der Wendenführer Barth ſt unter Mitnahme einer

Staatsanwaltſchaft einigen Mitgliedern des Natio
nalausſchuſſes auf der Fährte war.

Keine Rückgabe requirierten Viehes
Wie bekannt, hatten die Alliierten um ſofortige

Rückgabe der Pferde und des ſonſtigen Viehes er,
fucht, das Deutſchland während des Krieges Belgien und
Frankreich entnommen hat. Sie hatten Muſterungen

im beſetzten umd unbeſetzten Gebiet verlangt und ſchließlichParteien dieſer Geſetzesungeheuerlichkeit zuſtimmt.
der Vorlage um Entſendung eines deutſchen Bevollmächtigten nag

Brüſſel für den 16. April gebeten, der über die Rückerſtat
tung der Tiere verhandeln ſollte. Die jetzt in Spaa über.
reichte deutſche Antwort lehnt dieſe Forderungen
ab. Es wird beſtritten, daß Deutſchland verpflichtet iſt
die in Frankreich und Belgien requirierten Tiere zurück.
zugeben. Gegen die Muſterungen im beſetzten Deutſchland
wird proteſtiert.

r m ,yèéOQA4”“xvnnxr J

Der neue Kusſchuß für die Hriedens-
verhandlungen

Weimar, 15. April.
Der nene Ausſchuß für die Friedensver-

handlungen hat ſich konſtituiert. Er ſetzt ſich aus dem
Präſidenten der Nationalverſammlung, den drei Vizepräſiden en

und 28 Mitgliedern aller Parteien
folgendermaßen zuſammen: Fehrenbach (Ztr.), Vorfſitzender;
Schulz Oſtpreußen (Soz.), ſtellvertretender Vorfitzender;
Diet rich Potsdam (Deutſchn.), Haußmann (Dem.), den
Sozialdemokraten: Krätzig, Löbe. NMolkgubuhr,

Frau Röhl-Köln, Frau Schelling,
Schumann, Dr. Sinzheimer, Stock, Vogel, Welz,
den Zentrumsabgeordnetemw: Evhrhardt, Gröber, Dr.
Heim, Dr. MayerSchwaben, Dr. Spahn, Trimborn,
den Demokraten: Falk (Schriftführer), Dr. Hermann-
Poſen, Dr. Quidde, Freiherr von Richthofen, Dr. Wie-
land, den Deutſchnationalen Volksparteilern: Kraut (Schrift

führer), Dr. Graf von Poſadowsky-Wehrer, Trauk,
dem Deutſchen Volksparteiler Dr. Streſemann, den Ungb

hbängigen Soziagaliſten: Geyer-Leipzig, Hagſe Berlin.

Proteſte in Spaa
Berlin, 18. April.

deutſchen Waffenſtillſtande-Sitzungsbericht der
Der Vertreter derkommiſſion in Spaa vom 13. April:

deutſchen Regierung erhob Ein ſpruch gegen die alliierte Mit
teilung, vor der Ernennung neuer deutſcher Beamter in

erſt die Zuſtimmung des Oberkomman-
Der fran

zöſiſche Vertreter proteſtierle gegen die An haltung von
drei Schiffen in Emmerich durch deutſche Zollbe

Er erklärte, der Rhein ſtehe unter der Autori
Frankreichs und die deutſche Regierung habe kein

beſetzten Gebiet müſſe

tät
deutſchen Regierung mitgeteilt, das im beſetzten Gebiet für n
Bau neuer Linien befindliche Eiſenbahnmaterial, des
deutſchen Privatgeſellſchaften gehört, werde als Kriegsbeute
betrachtet. Die deutſche Regierung hatte nach der Haager
Landkriegsordnung um Rückgabe des Materials erſucht
Die Alliierten erkennen dieſen Standpunkt nicht an. Der
deutſche Regierungsvertreter erklärte, die Zuweiſung von Saa!
gut in linksrheiniſchem Gebiet könne nur erfolgen, wenn die
unbehinderte Ein- und Aus fuhr von Sagigrut
zwiſchen dem beſetzten und dem unbeſetzten Gebiet und die Aue
fuhr der Evnteüberſchüſſe aus dem beſetzten Gebiet zugelaſſen
werde.

Finanzbeſprechungen mit Oeſterreich
Berlin, 15. April

Jm Auftrage des Reichsminiſters der Finanzen begeben ſiö
Miniſterialdirektor Moe sle und Geheimer Oberregierungsret

Trautvetter nah Wien, um an den Sitzungen der dort
ſeit kurzem das Staatsſchuldenweſen und die Währungsfrage be
ratenden Kommiſſionen teilzunehmen. Es hat ſich nach den von
der deutſchöſterreichiſchen Regierung gegebenen Anregungen als

wünſchenswert erwieſen, daß ein vorläufiger Meinung
gaudtauſch über die im Deutſchen Reiche einerſeits urd
Deutſchöſterreich andererſeits zur Erhebung gelangenden b
gaben ſtattfindet, um gegebenenfalls eine Ausgleichung zwiſche
den Abgaben beider Länder vorzubereiten
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Halle, 16 April.
gerein für Feuerbeſtattung in Halle und Umgegend. Jn

Hauptverſammlung am Montag im „Nikolaus“ erſtattete der
ſende Waldſtein den Jahresbericht für 1918. Er führte
daß die Tätigkeit auf dem Gebiete der Feuerbeſtattung im

meinen wäh des Krieges nicht ſehr rege geweſen iſt.
Gleiche gilt für das Jahr 1918 im Gegenſatz zum laufenden

häftsjahr. Jm vergangenen Jahre iſt vom Hauptverbande
reichsgeſetzliche Regelung des Feuerbe-
jtungsweſens angeſtrebt und eine diesbezügliche Ein

an den Reichstag gerichtet worden, die aber durch die poli
älgung wieder gegenſtandslos geworden iſt. Mana i durch die reichsgeſetzliche Regelung eine be

ende Erleichterung in der Feuerbeſtattung. Jn dieſen Tagen
der Vorſtand des preußiſchen Landesverbandes erneut eine
ebe an die preußiſche Nationalverſammlung und an den
ſiſchen Miniſter machen, in der die Aufhebung ſämt

her Einzelbe ſtimmungen und die Gleichbe-
Hiigung der Feunerbeſtattung mit der Erd
Kattung gefordert wird Der Vorſitzende gibt die Richt-
n der Eingaben bekannt und hofft, daß dieſe an den maß-
Anden Stellen Beachtu finden. Jn den Provinzialver
den hat die Tätigkeit während des Krieges faſt völlig geruht,
à ſoll dieſe jetzt wieder aufgenommen werden. Die Zahl der
matorien hat ſich um eins vermehrt, ſo daß im Deutſchen
4 gegenwärtig 53 vorhanden ſind.

e ſich jetzt ein Fortſchritt bemerkbar, indem dort die Feuer-
tung ungeſtört vor ſich gehen kann. Jm Jahre 1918 haben

v Einäſcherungen mehr ſtattgefunden als im Vorjahre, und
16 000. Jn mehr als 80 v. H. ſind die Trauerfeiern im

natorium abgehalten worden. Seit Gründung der Krema-
er ſind insgeſamt 120 000 Leichen eingeäſchert worden. Auch
Halle iſt eine weſentliche Steigerung der Einäſcherungen er-

ſo haben ſeit Beſtehen des hieſigen Krematoriums Ende
b 501 Einäſcherungen, davon 192 im Jahre 1918, ſtattge-
en Die Mitgliederzahl ſtieg im Berichtsjahre von 1302 auf
h Weitere Fortſchritte ſind im neuen Geſchäftsjahre vernen. Jm verfloſſenen Jahre iſt erſtmalig der erhöhte Zuſchuß

50—-100. Mark für Veſtattungskoſten gewährt worden. Es
h dafür rund 1000 Mark verausgabt worden. Herr Hoff
eiſter berichtete über die Kaſſenverhältniſſe im Berichtsjahre.

Geſamteinnahmen betrugen 5640,97 Mark, die Geſamtaus-
hen 3226,53 Mark, ſo daß ein Ueberſchuß von 2414,44 Mark zu
geichnen iſt. Das Geſamtvermögen des Vereins betrug am
resſchluſſe 15 989,92 Mark. Bei der Vorſtand swahl

den Herr Waldſtein als 1. Vorſitzender und alle übrigen
rſtandsmitglieder ſowie die Rechnungsprüfer einſtimmig

gewählk, Rechtsanwalt G un z neugewählt. Der Geſchäfts
ticht ſowie der Rechnungsabſchluß wird von der Verſammlung
cheißen und dem Rendanten Entlaſtung erteilt. S Unter
nſtiges* wird noch eine Satzungsänderung, die Mitglied-

t von Halle verziehender Mitglieder betreffend, von der Ver
lung beſchloſſen.

Zu den Kreistagswahlen. Um mehrfach hervorgetretenen
peifeln zu begegnen, wird an zuſtändiger Stelle darauf hin
teſen, daß zur Einreichung don Wahlvorſchlägen für
Kreistagswahlen, ſoweit dieſe unmittelbar durch die

wähler vorzunehmen ſind, keine höhere Zahl von
terſchriften als 15 verlangt werden darf. Auch wurde
mders darauf hingewirkt, daß bei der Beſtimmung der Wahl
ine und der Beſtellung der Wahlvorſteher un parteiiſch

gangen wird.
Schlichtungsausſchuß.

vom 23. Dezember 1918 über Tarifverträge, Arbeiter
Tigeſtelltenausſchüſſe und Schlichtung von Arbeitsſtreitig

ſten für den Bezirk Halle und die Ortſchaften des Saalkreiſes
bildeten neuen Schlichtungsausſchuß ſind nunmehr beſondere
ſchäftsräume im Gebäude des Zivilgerichts, Poſtſtraße 13,

Obergeſchoß, Zimmer Nr. 155-—157, beſtimmt. Die Erledigung
Dienſtgeſchäfte findet vom Montag, den 14., ab daſelbſt ſtatt.

gelmäßige Sprechſtunden ſind werktäglich von 9--1 Uhr gu-
ſezt, wo mündliche Anträge zu ſtellen ſind und Auskünfte
eilt werden. Schriftliche Anträge und alle Zuſchriften find
mm an den Schlichtungsausſchuß Halle a. S., Poſtſtraße 13,
ſilgericht, Zimmer 157, einzureichen.

Luxusſtenerpflicht von Privatperſonen. Nach S 10 und
des Umſatzſteuergeſetzes vom 26. Juli 1918 unterliegen auch

Lerkäufe luxusſteuerpflichtiger Gegen
nde durch Privatperſonen der erhöhten Umſatz

er von 10 Prozent. Die Steuer iſt vom Verkäufer zu
m Empfangsbekenntnis zu entrichten. Er iſt verpflichtet, dem
äufer ein ſchriftliches Empfangsbekenntnis binnen zweier
ochen nach dem Empfange der Zahlung zu erteilen. Die
keuer iſt durch Verwendung von Warenumſatzſtempelmarken zu
trihhen, welche auf der Hauptpoſt, Schalter 7, erhältlich ſind.
je Stempyelmarken ſind auf der Vorder- oder Rückſeite des
pfangsbekenntniſſes aufzukleben und zu entwerten. Wird

in derſtempeltes Empfangsbekenntnis erteilt, ſo hat der Käufer
innerhalb eines Monats nach der Zahlung dem Umſatz

eramt mitzuteilen. Steuerhinterziehung wird nach F 38 des
ſaßſteuergeſetzes mit dem zwanzigfachen Betrage der gefähr-

oder hinterzogenen Steuer oder mit Geldſtrafe von 100 bis
000 Mark beſtraft. Auskunft erteilt das Umſatßßſteuerbüro,

ine Steinſtraße 8 III, Zimmer 126, wochentags von 9—-2 Uhr
et

ne
Pakete an deutſche Kriegsgefangene in Belgien. Nach

kteilung der belgiſchen Regierung iſt die belgiſche Zollſtation
ſchen nördlich Ankwerpen angewieſen, Pakete an deutſche
tiegsgefangene frei und ohne Zollformalitäten weiter zu leiten.

artige Pakete ſind daher mit der Aufſchrift „Ueber belgiſche
tation Esſchen bei Antwerpen“ zu verſehen.

Getragene Kleidungsſtücke an die Altkleiderverwertungs-
le! Auf Grund der Bekanntmachung der Reichsbekleidungs-
e vom 26. März 1919 (Reichsanz. Nr. 62) wird hiermit ver
fentlicht, daß im Stadtgebiete Halle die Durchführung des
werbes, der Bearbeitung und Veräußerung getragener Klei
m. und Wäſcheſtücke auch nach dem 1. Mai ausſchließlich
m Magiſtrat bzw. der Altkleider-Verwertungsſtelle Leipziger

ße 17) zuſteht.

T Jagdverpachtung. Die Jagdnutzung in den FigenjagdSichen des Artillerie Exerzierplatzes und des Militär Flugplatzes
am 24. April, vormittags 11 Uhr, im Stadthauſe, Berabungs-
mer III, auf ſechs Jahre öffentlich meiſtbietend verpachtet
den. Bedingungen im Termin.

Vei den Kanaliſationsarbeiten zur Durchführung des
eiten Heidewegs bis zur Senke der Saale iſt bis zum Wein-
göreſtaurant ein hoher Straßendamm aufgeſchüttet worden.

dazu erforderlichen Erdmaſſen werden durch Abtragung
es Berges weſtlich der Landesheilanſtalt Nietleben gewonnen,

der die Straße bekanntlich dicht vorbeiführt.
T Der Verein der Handelsvertreter im HandelskammerBe

Halle beſprach in zwei Verſammlungen vom 4. und 11. d. M.
Notlage ſeiner Mitglieder, die durch die ſeit Kriegsbeginn er
e Ausſchaltung derſelben hervorgerufen iſt. In einer ein
pmg gefaßten Entſchließung fordert der Verein: Aufhebung
t Z3wangsrationierungz; Befeitigung aler Zwangs-
ilate; Veteiligung der Vertreter bei der Verteilung der vom
gand einzuführenden Nahrungs, Genußmittel, Rohſtoffe,

ferner

Für den auf Grund der Ver

Auch in Oeſterreich

ſchen Handelsvertretern in die bisher von Kriegsgeſellſchaften
und Kommunen durch nichtkaufmänniſche Beamtenkörper ver
walteten Stellen. Dieſe Entſchließung iſt an den Handels
miniſter, das Kriegsernährungsamt, die Handelskammer Halle
und das Stadternährungsamt weitergegeben.

Eine Abteilung für erwerbsloſe kaufmänniſche Angeſtellte
iſt hier von ſeiten des Verbandes Deutſcher Handlungsgehilfen
zu Leipzig (V. D. H.) unter Leitung ſeines Vertrauensmannes
Herrn Bennemann eingerichtet worden. Es iſt mit dieſer
Abteilung eine gemeinnützige Einrichtung geſchaffen, die es ſich
zur höchſten Aufgabe macht, durch entſprechende Selbſthilfe und
geeignete Maßnahmen das bittere Los des leider ſo großen
Stellenloſenheeres kaufmänniſcher Angeſtellten zu mildern. Alle
ſtellenloſen Angeſtellten wollen unter Darlegung ihrer Verhält
niſſe (wie alt, ob geſund oder krank, Unterſtüßungsbezug oder
nicht uſw. ihre Anſchrift der Abteilung für Stellenloſe, Halle,
Niemeyerſtraße 11, angeben. Dem Unternehmen wohlgeſiunte
Bürger, Kaufleute und Angeſtellte, die ebenfalls ihre unver-
ſchuldet in Not geratenen Mitmenſchen und Kollegen zu Hilfe
kommen möchten, wollen ſich deshalb baldigſt mit Herrn Benne-
mann, Niemeyerſtraße 11 (Fernruf 4791) in Verbindung ſetzen.

Verband Deutſcher Kriegsveteranen von 1848--1870,71.
Die Monatsverſammlung für April fällt aus. Die nächſte Zu
fammenkunft. findet wie ſtets im Vereinslokal ſtatt, und zwar
am 4. Mai. Beſprechung über das 25jährige Stiftungsfeſt. Ehe
Wege Kriegsteilnehmer ſind hierzu als Gäſte höflichſt einge

den.

Zur Schließung der Berliner Cuxuslokale
Eine amtliche Erklärung.

Von amtlicher Stelle wird uns geſchriebem:
„Die Verfügung, wonach einer Anzahl von Luxuslokalen, in

der Hauptſache Kabaretts, Weinſtuben und Bars,
die Vevabfolgung von Speiſen und Getränken verboten wicd, hat
in den beteiligten Kreiſen beträchtliches Aufſehen erregt. Dabei
ſino auch recht beträchtliche Uebertreibungen mit unterl rufen.
Zunöchſt ſei ſeftgeſtellt, daß die Zahl der in Frage kom nenden
Lokale nicht 42 iſt, ſondern 28. Betroffen ſind nicht „usſchließz-
lich Kabaretts, ſondern außer ſolchen drei Weinſtuben, vier Bars
oder Diolen und ein Künſtlercafe. Ob die Angaben über die
Rieſenzahl von Angeſtellten, die durch eine ſolche Maßregel in
Mitleidenſchaft gezogen oder ſogar brotlos gemacht werden wür
den, vollſtändig zutreffen teht ſich augenblicklich noch jeder
vächlernen Beurteilung. Soviel aber läßt ſich jetzt ſchon mit
aller Beſtimmtheit ſagen, daß bei 25 oder 30 Lokalen keine Rede
euhnn ſein kann, daß Tauſende von Angeſtellten auf die Srouße
geſetzt werden. Daß die zuſtändigen Behörden nicht etwa über-
eil. oder ohne Kenntnis der tatſächlichen Verhältniſſe vorgegangen
fnd. erhellt daraus, daß monatelan g Verhandlun zen
mit den verſchiedenſten Stellen gepflogen und alle Seiten der
Frage ſorgfältig erwogen worden ſind. Maßgebend für den Be-
ſluß war auch nicht irgendwelche Abſicht, durch polizeiſiche Mat,
regeln auf die Moral der Berliner Bevölkerung einwirken zu
volen. Es hat vielmehr lediglich der volk8 rtſch afi-liche Geſichtspunkt den Ausſchlag geges?n, daß in einer
großen Anzahl von Lokalen durch ungeſcheute Uebertretung aller
polizeilichen Vorſchriften nicht nur an ſich große Mengen von
Lebensmitteln ihrer geſetzlichen Verwendung zum Nachteil der
ärmeren Bevölkerungsklaſſen entzogen werden, ſondern daß auf
dieſe Weiſe der für die geſamte Volksernährung ſo verhängnis
volle Schleich- und Kettenhandel andauernd gefördert,
ermutigt und begünſtigt wird. Einen wie gewaltigen Umfang
dieſer Schleich- und Kettenhandel gerade in den letzten
Monaten angenommen hat, braucht man heute niemandem
mehr auseinanderzuſetzen. Es ſoll auch nicht beſtritten werden,
daß der Schleichhandel auf allen Gebieten blüht, daß auch
andere Gaſtſtätten jeglicher Art mehr oder weniger den Schleich
handel begünſtigen. Mit einem Schlage gegen ſämtliche
Gaſtſtätten vorzugehen, die in dieſer Hirſicht ſündigen, über
ſteigt die Kräfte der zuſtändigen Behörden. Um ſo ge
botener erſcheint es, wenigſtens eindämmend und hemmend dort
zu wirken, wo ſich die gröbſten Auswüchſe bemerkbar machen,
und das trifft unzweifelhaft für die Luxuslokale zu, in denen
große Summen von Leuten verpraßt und verſchlemmt werden,
deren Vergnügungsſucht nicht gerade beſonderer Begünſtigung
wert iſt. Gegen die Luxuslokale mußte in erſter Linie vorge
gangen werden, weil ſie keinem volkswirtſchaftlichen Bedürfnis

Daß eine Anzahl von Angeſtellten durch eine ſolche Maß
regel und ihre Ausdehnung in Mitleidenſchaft gezogen wird,
wird auch von den Behörden als eine Härte empfunden, aber
als eine unvermeidliche Härte. Jmmerhin würde das
große Publikum gut tun, ſich in ſeinem Urteil nicht durch ein
ſeitige Klagen und Uebertreibungen von Kabarett-, Dielen- und
Kaffeehausbeſitzern beeinfluſſen zu laſſen. Es wird da be
ſonders gern mit dem Argument gearbeitet, daß ſich unter den
Angeſtellten zahlreiche Kriegsbeſchädigte befänden, die von der
hartherzigen Behörde auf die Straße geſetzt würden. Wie groß
die Zahl oder der Prozentſatz der ſo beſchäftigten Kriegsbeſſhä
digten iſt, läßt ſich im Augenblick noch nicht überſehen. Soviel
aber kann mit Beſtimmtheit geſagt werden, daß ihre Zahl ver-
hältnismäßig gering iſt, und daß die betreffenden Beſitzer die
Praxis befolgen, in ihren Betrieben einige wenige Kriegs
beſchädigte zu beſchäftigen, lediglich zu dem Zweck, um damit vor
der Oeffentlichkeit prunken und das Urteil über ihre Geſetzes
verletzungen trüben zu können.
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Tagung des Reichsausſchuſſes für Leibesübungen.

Jn Berlin hielt der Deutſche Reichsausſchuß für
Leibesübungen unter Leitung von Dr. Martin ſeine
Jahresverſammlung ab. Durch den Krieg hat ſich eine erhebliche
Schuldenlaft ergeben, ſo daß nur durch das Entgegenkommen des
Berliner Rennvereins der Voranſchlag für 1919 geſichert werden
konnte. Die jetzige Regierung ſteht, wie Dr. Martin berichtete,
den Beſtrebungen auf Ertüchtigung der Jugend unverändert
wohlwollend gegenüber.

Die Wettkampfausſchußſitzung des deutſchen
Reichsausſchuſſes für Leibesü bungen hieß die Beſtimmungen
über die Jugendwettkämpfe beiderlei Geſchlechts gut.
Die Entſcheidungskämpfe für die Sieger der Bezirkswettkämpfe
ſollen möglichſt noch in dieſem Herbſte an einem noch zu be
ſtimmenden Orte ausgetragen werden. Die Beſtimmungen für
das deutſche Svportabzeichen erhielt dahin eine neue
Faſſung, daß das Abzeichen in Silber erworben wird, wenn die
fünf geforderten Leiſtungen 8 Jahre lang erfüllt werden oder
wenn das 32. Lebensjahr überſchritten iſt. Das Zeichen in Gold
erwirbt, wer bei Erfüllung der Leiſtungen das 40. Lebensjahr
überſchritten hat. Jn die Leiſtungsprüfungen ſollen auch
Schlagballſviele aufgenommen werden, deren Beſtimmungen die
Deutſche Turnerſchaft ausarbeiten wird. Auf Vorſchlag von Ge
heimrat Diebow kann auch das weibliche Geſchlecht von 1920
ab das Deutſche Sportabzeichen erwerben. Die Beratung über
Einführung eines Jugendſportabzeichens wurde vertagt, die
Uebertrag der Prüfungen an den Univerſitätsturnlehrerverein
für die Angehörigen von Hochſchulen abgelehnt.

Die Deutſchen Kampfſpiele 1921 ſollen etwa eine
Woche danern. Der Hauptausſchuß für deutſche Jugendherbergen
wurde als Anſchlußverband aufgenommen, dagegen die benan
tragte Aufnahme der Deutſchen Schwienmerichaſt abgele!l mtt.

Die Generalverſammiung des Verbandes Deutſcher Rad
rennbahnen in Berlin war von den Vertretern von Berlin-Trep-
tow und Olympiapark, Dresden, Leipzig, Eſſen, Hannvover,
Magdeburg, Halle, Chemnitz und Breslau beſucht. Außerdem
wohnten Dr. Martin vom D. R. A. und Förſte r vom D. R. B.
der Sitzung bei. Der Vorſitzende Strohbach Dresden gab
bei Erſtattung des Geſchäftsberichtes den Standpunkt des Ver-
bandes Deutſcher Radrennbahnen gegenüber dem internatio-
nalen Verband, der Union Chycliſte Jnternationale, bekannt.
Der V. D. R. betrachtet ſich nach wie vor als Mitglied der
U. C. J. und erklärt den von den belgiſchen und franzöſiſchen
Mitgliedern vorgenommenen Ausſchluß De utſchland s
für ſatzungswidrig und un gültig. Sollte aber eine auf neu
tralem Boden einzuberufende Verſammlung den Ausſchluß von
Deutſchland und Oeſterreich wirklich vornehmen, ſo würde man
ſeinen Weg auch allein finden. Von angenommenen Anträgen
iſt zu erwähnen: Rennfahrer können nicht Mitglieder des V. D. R.
ſein, dürfen ſich aber mit Kapital an Bahnen beteiligen, auf
dieſen jedoch nicht ſtarten. Ein Antrag von Preiſe Magde-
burg, den Totalifationsbetrieb auf Rad rennbahnen einzuführen,
wurde vorläufig abgelehnt, der Verwaltungsausſchuß ſoll er
wägen, ob die Einführung durchführbar und empfehlenswert iſt.
Zum Vorſitzenden wurde Strohbach Dresden wiedergewählt.
Die Geſchäftsſtelle bleibt dort. Zweiter Vorſitzender wurde
Düwen-Leipzig, Verwaktungsausſchuß- Mitglieder Sch war z-
Berlin, Knorr-Berlin, Rheinhardt- Hannover. Die
Feſtſetzung der Renntermine und Meiſterſchaften wurde dem
Verwaltungsausſchuß überlaſſen.

Die Olympiade 10 in Antwerpen. Nach einem der
„Süddeutſchen Sportzeitung“, Karlsruhe, zugegangenen draht
loſen Telegramm vom Pariſer Eiffelturm hat der Stadtrat von
Antwerpen einen Kredit von 800000 Franks r
der Vorarbeiten für die Olympiade 1920 ange-
nommen. Damit ſcheint die Wahl von Antwerpen greifbare
Form zu erhalten.

W. H. Moore, der engliſche Herrenreiter, iſt im Kranken
hauſe zu Münſter i. W. nach längerem Leiden geſtorben. Er
ſpielte im deutſchen Hindernisſport lange Ja hindurch eine
große Rolle. Jm Jahr 1881 kam er auf ranlaſſung von
Frhr. von Cramm nach Deutſchland. Er trat in Verbindung
zu dem großen Rennſtall des Herrn Oskar Oehlſchläger.
Ende des Vorjahres ging er an den Hindernisſtall des Frhrn.
v. Romberg in Buldem in Weſtfalen.

Der Hannboverſche Rennverein erzielte für Oſter- Montagund dem darauffolgenden Mittwoch ägeſons 306 Unterſchriften.

Für die beiden Hauptrennen, Großer Hannoverſcher Ausgleich
und Blitz-Rennen, wurden 15 bezw. 19 Nennungen abgegeben.
Beſſer ſchnitten im Durchſchnitt die übrigen Rennen ab.

Große Voxkämpfe gehen in Leipzig im dortigen Kriſtall-
paläſt in der Zeit vom 19. April bis 30. April vor ſich. Die
Teilnehmer ſetzen ſich in der Hauptſache aus im Berliner Sport
palaſt aufgetretenen Boxern zuſammen. Jn den Ring treten
Prenzel, Wiegert, Schlüter, Lutze, Buckzun, Mengeler, Völkel,
Roſſe, Röhl und Viereck.

Ein Achterrennen veranſtaltet der Wanderruderverband
„Mark Brandenburg“ am 25. Mai in Grünau auf der Renn
ſtrecke des Berliner RegattaVereins.

Leipziger und Berliner Fußballer werden an den Oſter
feiertagen Gäſte der Magdeburger Vereine ſein.
Leipzig entſendet ſeinen Meiſter, die Spielvereinigung, den
Ballſpiel-Club und Berlin wird durch Tennis Boruſſia vertreten.
Die Spielvereinigung hat Cricket- Viktoria und der Ballſpiel-Club
den Sporkverein und den Sport-Club 1910 zum Gegner. Die
TennisBoruſſen treten gegen den Sportverein Viktorig und
gegen Cricket-Viktorig an.

Ausbildung von Fußball-Trainern. Der Verband Bran-
denburgiſcher Ballſpielvereine wird durch ſeinen Sportlehrer
Girulatis geeignete Mitglieder der e Verbandsvereine
als Trainer für ihre Mannſchaften ausbilden laſſen.

Ein 50-km-Mannſchaftsfahren läßt der Gau 20 (Berlim)
des Deutſchen Radfahrer Bundes am 18. Mai auf der
Nauener Strecke ausfahren.

Die Radfernfahrt Berlin Hamburg wird am 8. Juni
durch den Gau 20 (Berlin) des Deutſchen Radfahrer-Bundes
wieder zum Austrag gebracht werden.

Eingeſandt
(Wir machen beſonders darauf aufmerkſam, daß in dieſer Rubrik all
nnſeſe Leſer zu Worte kommen, gleichgültig, ob ihre Anſichten m
denen der Reda' tion übereinſtimmen oder nicht. Die Redaktion übernimmt
alſo für dieſe Rubrik keinerlei Verantwortung dem Publikum gegenüber.

Gewerblicher Mittelſtand und Stadtverordneten
Nenwahlen

Die Stadtverordreten- Verſammlung iſt nach zweimaliger
Se tzung durch die Proteſte Halleſcher Bürger aufgelöſt wocrden;
eine Neuwab! ſoll am 27. April ſtattfinden. Wie wird ſich der
gewecbliche Mittelſtand zu dieſer Neuwahl verhalten?

Es iſt höchſte Zeit, daß der gewerbliche Mittelſtand durch die
Aufſtellung eines eigenen Wahlvorſchlages die berechtigte Forde-
rung, daß bei den Wahlen zur Gemeinde- Vertretung die Poli-
tik agusgeſchaltet werden muß, vertrikt.

Jn der Stadberordneten- Verſammlung ſoll nicht um Partei
grundſätze geſtritten, es ſollen vielmehr die praktiſchen Aufgaben
gelöſt werden, die die Bedürfniſſe unſeres Gemeindelebenz er-
fordern. Die berufenſten Vertreter dazu muß der gewerbliche
Mittelſtand ſtellen, der die praktiſchen Erfahrungen
ſeines Erwerbslebens in der Stadtverwaltung nutz
bringendfürdie Allgemeinheit verwerten kann. Ein
nach Größe und Bedeutung gebührende Zahl von Vertretern zu
der letzten StadtverordnetenVerſammlung konnte dem gewerb-
lichen Mittelſtand in unſerer Stadt von den politiſchen Par-
teien angeblich nicht zugeſtanden werden. Daher kann nur
Selbſthilfe unſere Rechte in der Gemeinde geltend machen.

Alle wahlberechtigten Angehörigen des gewerblichen Mittel
ſtandes beiderlei Geſchlechts, ganz gleich, welcher politiſchen Par
tei ſie auch angehören, müſſen umgehend eine Vereinigung
ſchaffen um bei der Stadtverordneten Wahl am 27. April zur
Wahlurne ſchreiten zu können, weil die Gefahr der Ver
geſellſchaftung von Handwerk, Kleinhandel
und Gigentum größer iſt, als die Beteiligten ahnen.

Jnnungs-Ausſchuß, Handwerkskammex, Kleinhandel und
Grundbeſitz. Auf zur Arbejt!
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Der eiſerne Ring
Wir müſſen Geld hergeben, ſehr viel Geld, ſonſt gehen wir

unter und unſere Kinder verhungern. Wo ſollen wir es her
nehmen in unſerem armen Vaterland, in dem der Wohnſinn
der Zerſtörung herrſcht? Die Reichen müſſen herangezogenwerden, aber nicht nur die Reichen, wir alle wollen und nſen

mithelfen, um das Vaterland zu vetten. Wir müſſen hingeben,
was uns lieb und teuer iſt und was unſere Vorfahren in den
ſchweren Tagen der Freiheitskriege auch hi ben haben,
den goldenen Ring des Ehebündniſſes, der nicht von Gold zu
ein braucht, um uns als Symbol der Zuſammengehörigkeit zuienen. Gerda Frauen re uns zuſammentun, J
unſere Ehemänner gern unſerem Beiſpiel folgen. chlage
vor, daß von Reichswegen in ſchland die nenEheringe, die bekanntermaßen W aſt reinem Golde hen
eingeſammelt werden und man dafür einen eiſernen Ring ein
tauſcht ohne jedwede Entſchädigung. Wir werden dann
ſtolz ſein, einen eiſernen zu tragen in dem
dem Vaterlande zu helfen Eine deutſche Frau

he

e

e e



Volkswirtſchaft
Buchführung und Kriegsſteuer.

Dem Grundgedanken des Verfaſſers, den
loſen Kriegsgewinnler ſchärfer zur Steuerperangngieſen, als den ſoliden Kaufmann,

wird man nur zuſtimmen köännen. b das
Mittel der Buchführung jedoch zu dem
gewünſchten Ziele führen wird, iſt zum
mindeſten zweifelhaft. Auch die Eides
leiſtung dürfte kaum die große Mehrzahl
der „Kriegs und Revolutionsſchieber“ ver
anlaſſen, Vermögen und Einkommen richtig
anzugeben. Jedenfalls aber iſt der Artikel
geeignet, die öffentliche Aufmerkſamkeit auf
eine der brennendſten Tagesfragen zu len
ken. Wir geben ihn daher wieder, ohne uns
jedoch mit allen Einzelheiten zu identifi
zier. en. Die Schriftleitung.

Die Ber der neuen Kriegsſteuergeſetze durch die
Nationalverſammlung ſteht nahe bevor. Zahlreiche Eingaben an
das Reichsminiſterium der Finanzen liegen bereits vor, welche
auf die Mängel der Entwürfe hinweiſen. Wir möchten hier
einen Punkt zur Sprache bringen, der u. W. erſt in ver
hältnismäßig wenigen Eingaben erörtert worden iſt.

Allgemein iſt der Wunſch ausgedrückt worden, daß der
reelle Kaufmann, der ordnungsmäßige Bücher geführt hat,
beſſer geſtellt werden müſſe, als der Kriegsgewinnler in engerm
Sinne, nämlich als alle diejenigen Perſonen, welche ohne ord-
nungsmäßige Buchführung durch Zwiſchengewinne im Lebens-
mittelhandel uſw. ohne großes Riſiko und ohne inveſtiertes
Kapital bedeutende Summen verdient haben, und welche man
im Volksmund allgemein als „Schieber“ bezeichnet. Das erſte
Kriegsſteuergeſetz zieht dieſe Schieber in keiner Weiſe ſchärfer
heran. Bei den Beratungen in dem Ausſchuß iſt ſeiner Zeit
darauf hingewieſen worden, daß es geſetzlich kaum möglich ſei,
den Schieber vom reellen Kaufmann zu unterſcheiden.

U. E. iſt dies nicht unbedingt
ſchlag gemacht worden, daß für alle diejenigen Perſonen,
ordnungsmäßige Bücher geführt haben, eine Ermäßigung
Steuerſatzes etwa um 20 oder 30 v. H. eintritt. Etwas De
artiges dürfte möglich ſein. Freilich leidet der ehrliche Privat
mann, welcher keine Bücher geführt hat, unter einer ſolchen
Vorſchrift. Das wird jedoch in der Regel kaum eine Ungerech-
tigkeit darſtellen. Denn wenn jemand, der keine kaufmänniſchen
Bücher führt, einen Kriegsgewinn gehabt hat, ſo wird es ſich in
90 von 100 Fällen entweder um ein ſogenanntes „Schieber-
geſchäft handeln, das man höher beſteuern ſoll und will, oder
aber es wird fich um einen außergewöhnlichen Glückszufall
eines Steuerpflichtigen handeln, bei dem gleichfalls eine er
höhte Steuer angebracht iſt. Sehr erwünſcht iſt es, daß endlich
einmal in ſteuerlicher Hinſicht die ordnungsmäßige Buchfüh-
rung belohnt und die Unterlaſſung der Buchführung mit einem
Nachteil bedacht wird. Jeder Fachmann weiß es, daß die
Steuerhinterziehungen geradezu ins Ungeheuerliche gehen, und
daß ſie ſich auch bei Leuten vorfinden, denen man im allge-
meinen ſonſt keine Unehrlichkeit nachſagen kann. Man kann
beinahe behaupten, daß im weſentlichen nur der Kaufmann,
welcher Bücher führt und der Feſtbeſoldete richtig Steuern
zahlt. Eine Bevorzugung dieſer Perſonen iſt deshalb durchaus
am Platze. Als Sicherheitsmaßnahme gegen etwaige unrichtige
Buchführung könnte noch gefordert werden, daß die gedachte
Ermäßigung nur dann eintritt, wenn der Steuerpflichtige eid
lich die Richtigkeit ſeiner Bücher ſowie ſeiner Steuererklärung
bekräftigt. Anſchließend hieran wäre zu erwägen, ob auch ſonſt
die eidliche Bekräftigung einer Steuererklärung, welche bis
jetzt noch in keinem deutſchen Bundesſtaat beſteht, einzuführen
iſt, ſei es in der Weiſe, daß jeder Steuerpflichtige zu einer eid
lichen Erklärung verpflichtet wird, oder ſei es in der Weiſe, daß
demjenigen, der dieſen Eid leiſtet, in der oben gedachten Art
und Weiſe eine ſteuerliche Bevorzugung in Ausſicht geſtellt
wird. Beigeordneter Rohde- Zehlendorf.

Geldmarkt und Banken
Vom rheiniſch weſtfäliſchen Wertpapiermarkt. Mitteilungen

des Bankhauſes Gebrüder Stern in Dortmund.) Die zuver
ſtchtlichere Stimmung, die ſich in der Vorwoche auf dem
rheiniſchweſtfälifchen Wertpapiermarkte durchſetzen konnte, hielt
in der abgelaufenen Berichtswoche zunächſt an. Jnfolge der
weiteren Zunahme der rn im Ruhrgebiet und der
Ausrufung der Räte- Republik in München und einigen anderen
bayeviſchen Städten trat im Verlauf der Woche eine Abſchwächu
ein. Das an den Markt gelangende Angebot nahan jedo
keinen ßeren Umfang an, wozu vie Auffaſſung beitrug, daß
es der Regierung gelingen wird, die Arbeitswilligen gegen den
Terror einer Minderheit zu ſchützen. Am Kohlenkuxen-
markt zeigte ſich Nachfrage nach Ewald, König-Ludwig und
Lothringen, guch für Langenbrahm waren verſchiedentlich
Häufer am Markte. Von mittleren Werten konnten bei mehr-
fachen Käufen Hermann I III leicht anziehen, während Trier
und Heinrich weiter im Angebot bleiben. Sonſt wurden noch
Diergardt, Moers, WilhelmineMeviſſen, Blankenburg und
Trappe zu letzten Preifen umgeſetzt. Am Kalimarkt hielt
die feſte Grunddſtimmung in den erſten Tagen der Berichtswoche
an. Später erlitten die Kurſe auf die oben erwähnten Ereiniſſe hin eine mäßige Einbu Bei Berichtsabgang zeigte ſich

auf die günſtigen Auslaſſungen in der Gewerkenverſamm-lung der Glüdauf Condershauſen Grurre hin erneute Kaufluſt

bei anziehenden Preiſen Von ſchweren Werten waren Glückauf-
Sondershaufen, Neuſtaßfurt, Alexandershall begehrt. Von mitlt,
beren Werten voll n ſich größere Umſätze in Carlsfund,
Einigkeit, Hanſa-Silberberg, Siegfvied I und Johannashall.
Mehrfach beachtet blieben auch die Werte der UnſtrutGruppe, von
denen Bernsdorf, und Richard ihren Kursſtand etwas
erhöhen konnten. Lebhaftes Geſchäft entwickelte ſich in Weſtohm
und Aller-Hammonig, die zu ſteigenden Preiſen aus dem Markte
genommen wurden. Von elſäſſiſchen Werten konnten im Ver
laufe der Berichtswoche Max, Marie und Marie Louiſe bei
vogeren Umſätzen ihren Kurs um etwa 700 Mk. erhöhen, ver
mochten aber ihren Höchſtſtand nicht gang zu behaupten. Ange-regt durch die Erklärung einer zehnprozentigen Dividende bei

den Halleſchen Kaliwerken nahm die Geſchäftstätigkeit auf dem
Kaliaktienmarkte zeitweiſe lebhafte Formen an. Halleſche
Kaliwerke Aktien gewannen etwa 15 Prozent, Adler-Stamm
Aktien und Teutonig Aktien etwa 10 Prozent, Ronnenberg,
J Feldburg und Hannoverſche Kaliwerke- Aktien etwa8 Prozent, beſchließen jedoch die Berichtswoche einige Prozent

unter den Höchſtkurſen. Die übrigen Märkte blieben bei man
er es Publikums faſt geſchäftslos bis auf

entenwente u e Weoblitaktonen, ie fortgeſetzt ſich leb.
hafter erfreuen,

Induſtrie, Handel, Hanclwerk
Sozialiſierung des Tabakgewerbes. Vom 9. bis 11. April

fand in Bad r bawen ein Kongreß von Vertretern ſämt-
cher Fachverbände des deutſchen Tabakgewerbes ſtatt, um ſich
mit der r Sozialiſierung dieſes Gewerbes zu beſchäfti

ndikus Hindenberg, der Leiter der Zentrale für
en von Tabakfabrikaten, in einem einleiten

Ueberblick über alle Probleme und Auf
hier löſen ſind. Der Gedanke der Selbſtverm der eingelnen Gewerbe iſt nichtSe

mensund

zutreffend. Es iſt der Vor

er etwas zu, nachdem in

befindliche Mälzerei,
Könnern übernommen wurde, verteilt demnächſt auf jede Aktie

als 1917 ih hat rin Ter dere

auszuſchalten und wird ſehr bald in der Geſesgebungüberall u kommen, nachdem das Sozialiſieru
ſetz ſchon den Rahmen dazu gegeben hat. Wenn nun in dieſer
inſicht für das Tabakgewerbe etwas geſchehen foll, ſo muß eineſolche Organiſation auf breiteſter Grundlage in demokratiſchem

Sinne von unten nach oben aufgebaut werden. Dieſe Organi-
ſation, die öffentlichrechtlichen Charakter haben muß, würde ſich
etwa in drei Abteilungen gliedern, nämlich je eine für die Fra
gen der Einfuhr und Verteilung des Rohtabaks, für
alle Angelegenheiten der Fabrikation und des Ver
triebes der Ware und ſchließlich für die Arbeits,
Lohn- und Wohlfahrtsfragen. Jn dieſe Unterabtei
lungen, ebenſo in die Spitze dieſes Selbſtverwaltungskörpers
hätten alle Gruppen Vertreter zu entſenden; auch die Konſu-
menten hätten dabei mitzuwirken. Zur Weiterberatung und
„Bearbeitung dieſer Angelegenheit wird eine Kommiſſion aus
allen beteiligten Kreiſen gebildet werden, die demnächſt zuſam
mentreten ſoll.

Nach Schluß dieſer Tagung traten die vereinigten Händler-
und Agentenverbände zuſammen zur Beratung über die
TabakSteuervorlagen, die die Regierung in den nächſten Tagen
der Nationalverſammlung unterbreiten wird. Hierin iſt für
alle Tabakfabrikate die Banderoleſteuer vorgeſehen.
Gegen dieſe Steuerform erheben ſich die ſchwerſten Bedenken
und die vereinigten Verbände ſprachen ſich grundſätzlich da
gegen aus. Sie wollen eine Fakturenwertſteuer vorſchlagen,
die nicht nur den gleichen Ertrag bringt, ſondern auch
Unterſchleife unmöglich macht, denen die Banderole unter den
heutigen Verhältniſſen Tür und Tor öffnen würde.

Kein freier Handel. Gegenüber der Meldung Berliner
Blätter, daß in abſehbarer Zeit der freie Handel wieder
hergeſtellt werden ſoll, wird unſeren Berliner Mitarbeiter von
zuſtändiger Seite erklärt, daß Reichswirtſchaftsamt und Er
nährungsminiſterium angeſichts der außerordentlich ſchwieri
gen Ernährungslage und der Unmöglichkeit, den wirk
lichen Bedarf ausreichend zu decken, in keiner Weiſe an
ein Aufgeben der bisherigen Bewirtſchaftung
und Rationierung denken.

Preiserhöhung für Tonwaren. Der Verein deutſcher
Tonrohrfabrikanten erhöhte rückwirkend vom 1. April
ab die Preiſe abermals um 20 Proz.

Zur Sozialiſierung der Kaliinduſtrie. Das Kaliſyndikat
hat folgende Depeſche an den Präſidenten der Nationalverſamm-
lung, an den Miniſterpräſidenten ſowie an die Vorſitzenden der
Fraktionen und an den Vorſitzenden der Kalikommiſſion gerichtet:
„Von Kaliſozialiſierungsentwurf zu ſpät Kenntnis erhalten, um
recht-eitig Gegenvorſtellungen unterbreiten zu können. Kali-
geſchäft war vor dem Kriege der Menge nach zur Hälfte, dem
Werte nach rund zwei Drittel Exportgeſchäft; wird nach Friedens-
ſchluß bei voller Lieferung des Jnlandsbedarfs vorausſichtlich
drei Viertel Exbvortgeſchäft ſein. Halten 30gliedrigen Kalirat
angeſichts ſchon jetzt eingetretener ſchwerer elſäſſiſcher und be
vorſtehender ſpaniſcher Konkurreng verhängnisvoll, da Export
geſchäft ſofortige Entſchließungen erfordert. Zuſammenſetzung
Reiſchskalirats, in welchem deutſche Händler, Genoſſenſchaften und
JInduſtrievertreter ſitzen, für Ervorkgeſchäft ungreignet und un
berechtigt. Da nach Friedensſchluß ſofortige Abänderung des
Kalioeſetzes ohnedies unvermeidlich, bitten auch Sozialiſterung
bis dahin zurückzuſtellen, keinesfalls darf ſich Sozialiſierung auf
Exportgeſchäft beziehen, zumal da auch große handelspolitiſche
Schwierigkeiten zu befürchten.“

Verkehrs weſen
Von der Vinnenſchiffahrt. Jn der Elbeſchiffahrt iſt

der Waſſerſtand am Auſſiger Pegel noch ziemlich 54 Meter über
und auch am Mittellauf noch knapp vollſchiffig.

Die geſchäftliche Betätigung der Schiffahrt iſt allerdings ange
ſichts der ganzen gegenwärtigen Verhältniſſe wenig befriedigend.
Die Braunkohlenverladungen aus Böhmen ſind
gering, der Umſchlag an den ſächſiſchen Plätzen weiſt keine be-
deutenden Ziffern auf und auch im Hamburger Bewvggeſchäft iſt
es mit Maſſengütern vecht knapp beſtellt. Dies dürfte ſich auch
in der nächſten Zeit nicht viel ändern, nachdem der neue Streik
im Ruhrkohlenrevier eingeſetzt hat. Die erhöhten Betriebskoſten
zwangen die Elbſchiffahrtsbetriebe zu einer neuen Fracht-
erhöhung, die V. E. G. haben ihre Eiltarife ab 1. April wie folgt
erhöht: Stückgutſätze 30 Prog., allgemeine Wagenladungsklaſſe
25 Proz., Spezialtarife 20 Proz.

Auf den märkiſchen Waſſerſtraßen iſt angeſichts
der ſchwachen Beſchäftigung der Elbeſchiffahrt die Güterbewegung
in der Richtung vom Weſten ebenfalls ſchwach. Auf der öſt
lichen Strecke dagegen größer, wenn auch nicht entfernt ſo um
fangreich, wie in ſonſtigen Frühjahrszeiten. Die Beſchäftigung
der Eildampferlinien iſt den Verkehrsverhältniſſen angemeſſen.
Die Wagengeſtellung der Eiſenbahn hat ſich neuerdings gebeſſert.

Die Oderſchiffahrt hat eine Aufbeſſerung ihres
Waſſerſtandes zu verzeichnen. Der Kohlenumſchlag in Ober
ſchleſien iſt mittleven Umfanges und hat in lhbetzter Woche etwa
11 000 Tonnen pro Tag in Coſel und Oppeln beragen, Auch in
der Oderſchiffahrt haben die erhöhten Betriebskoſten die Schiff
fahrtsabteilung beim Chef des Feldeiſenbahnweſens veranlafßt,
einer vecht erheblichen Frachterhöhung zuzuſtimmen. Die Grund
fracht für Kohlen von Coſel nach BerlinOberſpree beträgt jetzt
20 Mk. für die Tonne, gegen zuletzt 13,50 Mk. Der Verkehr zu
Berg iſt wenig belangreich.

Auf den oſtdeutſchen Waſſerſtraßen iſt der Ver
kehr dem Bedürfnis entſprechend aufgenommen, allerdings ergibt
ſich infolge der noch nicht geklärten polniſchen Frage die Tatſache,
daß en von der Weichſel zur Oder noch nicht
möglich iſt.

Auch der Waſſerſtand des Rhein s iſt befriedigend, dogegen
nicht die Verkehrslage. Ein Streik an den fiskaliſchen Kippern
iſt durch Einigung mit den Arbeitern inzwiſchen beigelegt, aber
es ergibt ſich nunmehr die neue Störung durch den wiederein-
fetzenden Skreik der Bergarbeiter. Jnfolgedeſſen iſt die Frachten
lage gänzlich unbefriedigend. Von den Kanglhäfen, die
durch den Kipperſtreik an der Ruhr nicht berührt wurden, be-
trug die letzte Kohlenfracht nach Mainz und Mannheim 93 Mk.
für die Tonne, während der Schlepplohn von der Ruhr nach
Mainz mit 3 Mk., nach Mannheim mit 8,50 Mk. notiert wurde.
Die holländiſche Valuta ſtand an der Schifferbörſe auf 430,25 Mk
für 100 Gulden. Der Verkehr auf dem Main hat ſich wenig
geändert, auf den nordweſtdeutſchen Kanälen nahm

Hannover größere Rohzucker- und Kali-
thansporbe zum Umſchlag nach dem Weſten gelangten.

Am 14. April traf Kahn Nr. 1682 in Aken ein.

Geſellſchafts- Abſchlüſſe
Die Deſſauer Aktien-Brauerei zum Feldſchlößchen wird das

Geſchäftsjahr mit Verluſt abſchließen, das annähernd 100 000 Mk.
erreichen ſoll. Die Brauerei iſt ein Unternehmen der Pfälziſchen
Bank in Ludwigshafen.

SchloßMälzerei in Nienburg a. d. S. Die in Ligquidation
die im vorigen Jahre von der Malzfabrik

eine Abſchlagsgahlung von 1000 Mk., die in S5proz. Deutſcher
Reichsanleihe zum Nennwert geleiſtet wird.

Sächſiſch-böhmiſche Portland-Zementfabrik, A.-G., Dresden.
Laut Geſchäftsbericht für 1918 fanden die Steigerung der Löhne
und die dauernden Erhöhungen der Preiſe für Kohlen und die
übrigen Betriebsmaterialien durch die von den behördlichen
Organen beeinflußten Verkaufspreiſe keinen entſprechenden
Ausgleich. Wenn es trotzdem einen etwas günſtigeren

iſt es dem Umſtande et
r

Veſtande mit Nuchen verän

e
werden konnte. Als dervleiben 190 525 Mr. (i491
Mark Verluſt i. V.) zu folgender Verwendung: 4 Prozent
Dividende gleich 140000 Mk., an Vorſtand, Prokuriſtenamte und Meiſter 40 605 Mk., Dotierung des Arbeitern
ſtützungskontos zur Verfügung des Vorſtandes 5000 M
Vortrag auf neue Rechnung 4 Mk. Laut Bilanz bette
die Kreditoren 18331 442 Mk. (299 649 Mk.), die Debi
700 480 Mk.) und Vorräte 923 888 Mk. (562 844 Mk.). n

Die Akt.Geſ. für Glasinduſtrie vorm. Friedrich Siemeng
Dresden hatte im Geſchäftsjahr 1918 nach Abzug von 3 144 e
(i. V. 2 227 579) Geſamtunkoſten, 1 472 865 M. (143 600) Ver!
auf Valuten und Wertpapiere und 83 269397 M. (2508 a
ſchreibungen einen Ueber ſchuß von 30146510 M.
zu verzeichnen. Hieraus wird, wie ſchon von uns gemehe
wieder eine Dividende von 17 Proz. vorgeſchlagen. 9
verſchiedenen Dotierungen werden 658 541 M. (151 240) auf
Rechnung vorgetragen. Jn der Bilanz erſcheinen EffektenBeteiligungen mit 7 169 018 M. (5 854 785) und Debitoren
12 580 817 M. G oi6 286). Kreditoren hatten 5648
(3 565 881) zu fordern.

Langbein--PfannhauſerWerke Akt.Geſ. in Zeipzig. Sele,
hauſen. Für 1918 ergibt ſich einſchließlich des 48 730 Mr. be
tragenden Vortrages aus 1917 ein Bruttogewinn von re
Mark (1 627 849 Mk.) Hiervon ſind in Abzug zu bringen c
lungsunkoſten mit 809 600 (757 627) Mk. und Abſchreibungen
523 201 (289 422) Mk. Es verbleibt ein Reingewinn von n
(630 800) Mark. Es wird die Verteilung einer Dividende n
wieder 15 Prozent vorgeſchlagen, woron 8 Prozent dem Delhe
dere Reſervefonds entnommen ſind. 27 050 Mk. ſollen zum vo
trag aurf neue Rechnung dienen. Die Bilanz verzeichnet Effe
mit 705 947 (822 510) Mk, Vankguthaben und Debitoren mit u
Millionen (13 Mill.) Mark, Waren und Vorräte mit 6060
(401 253) Mk. und Kreditoren mit 1.27 Mill. Mark.

BerlinAnhaltiſche MaſchinenbauA.-G. Die Bilang
nach ausreichenden Abſchreibungen einen Gewinn von
Mark (2 312 325 Mk.). Es wird die Verteilung einer Divi,

dende von 12 Proz. (wie i. V.) in Vorſchlag gebrachtReſervefonds II werden wieder 400 000 Mk., dem ünterſigg
fonds wieder 250 000 Mk. überwiefen.

Norddeutſche Bank in Hamburg. Der Abſchluß für 1918 e
einen Reingewinn von 6 496 998 Mk. (i. V. 6927 t97
auf. Als Dividende werden 8 Proz. (10 Proz.) vorgeſchlaw
Die Reſerven erhöhen ſich um 1 568 627 Mk. auf rund 29
Mark.

Dividendenvorſchläge. Die A.G. für Eiſeninduſitti
Brückenbau Harkort ſchlägt eine Dividende von 9 re
für die Prioritätsaktien und eine von 8 Proz. für die Stam
aktien vor. Die Maſchinenfabrik Kyffhäufer
hütte ſchlägt eine Dividende von 6 Proz. vor. Die Port,
land Zementfabrik Höxter, Godelheim, ſebte
Dividende auf 10 Proz. feſt. Die Wunsdorfer Port
land-Zementfabrik ſchlägt eine Dividende von 4 gü
Proz. vor. J. C. Richter A.G. in Leipzig ſchlägt en
Dividende von 10 (20) Proz. vor.

Berliner Börſenberichte
Börſenſtimmungsbild. Die Börſfe eröffnete unter dem G

fluß der Nachrichten über neue Unruhen in München und a
die Fortdauer des Angeſtelltenſtreiks und die ſonſtigen unerfw
lichen Verhältniſſe im Reiche in luſtloſer Stimmung. Namen
lich in den geſtern ſtark geſtiegenen Werten, wie Deutſch Luxen
burger, Lothringer Hütte, Deutſche Waffen, KölnRokttweiler un
Rheinmetall, fanden Abgaben ſtatt, die zu erheblichen HK
abſchwächungen führten. Kanadagaktien ſetzten mit einem Rie
gang von etwa 20 Proz. ein, weil angeblich für die in deutſche
Beſitz befindlichen Aktien ein Zwangsverwalter eingeſtellt werde
ſoll. Doch wurde ein beträchtlicher Teil des Verluſtes ſpög
wieder ein Orientbahn- und Prinz Heinrichbahn Akt
ſtellten ſich gleichfalls wenig niedriger. Auch Schiffahrtsaktie
gaben nach. Im ſpäteren Verlaufe beſſerte ſich die Haltung a
angebliche Beſſerung der Streiklage in den Kohlengebieten. Kehe
Hütten und Bergwerksaktien bekundeten caatch Elbektrizitätswert
eine feſte Haltung. Am Anlagemarkt wieſen die Kurſe ſa
deutſche Anleihen kaum Veränderungen auf. Oeſterreichiſ
Werte waren feſt, ungariſche ſchwächten ſich ab, italieniſche Nen
dionalbahnaktien gewan etwa 10 Proz.

Produktenbericht. Wie Berichte vom Lande beſagen, habe
die Regenfälle der letzten Tage außerordentlich wohlgetan.
hieſigen Verkehr eigt ſich mehr Nachfrage für Stroh. Es
auch manches zu haben, da verſchiedene Kreiſe, die ihrer Lieſ
rungspflicht den Behörden gegenüber genügt haben, nunweh
Ware herauslaſſen. Heu bleibt knapp. Das Geſchäft mit San
getreide iſt zu Ende. Trotzdem zeigt ſich noch immer Begehr füt
Hafer. Serradella bleibt matt. Die Preiſe ſind ivenig
ändert. Ueber Kleeſaaten iſt nichts Neues zu berichten. 6
müſeſämereien ſind in den meiſten Sorten reichlich zur Har
Anbauverträge ſind in den letzten Tagen in größerer Zahl z
ſtande gekommen.
Im freien Verkehr worden nicht amtlich ermittelt
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Deutsehe Uebersee- El Wegelin u. HübnerDeutsche Erdöl Woerseh.-Woelssenf. Brk.Deutsehe Gasglühl. Westeregel AlkaliKa Wittener GußstahblWatf. u. Mun. Wrede-Maſzerei

r r e Br.ung U. rmann 6 r age eh 776.25 Zellstotf WalthofElberfelder Farben Otavi-MinenFalton u. Gunillegumse

Verantwortlich: Helmut Böttcher.

Ludwig Loewe u. Co.
Lothringer Hütte
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